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Dossier Nr. 12442, «Tagesschau» vom 10. Mai 2026 – «USA: Streit um 
Gerrymandering eskaliert»  
 
 
Sehr geehrter Herr X 
 
 
Mit Mail vom 11. Mai 2026 beanstanden Sie obigen Beitrag wie folgt:  
 
https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/usa-streit-um-gerrymandering-
eskaliert?urn=urn:srf:video:0d67b041-b0b7-4779-96a7-f2edce5534e7 
 

«In der Hauptausgabe der Tagesschau vom 10.05.2026 berichtet SRF einmal mehr einseitig 
gegen die Republikaner in den USA: Im Bericht über Gerrymandering wird gegenüber dem 
durchschnittlichen Zuschauer der Eindruck erweckt, Donald Trump und die Republikaner 
würden hier einseitig etwas Unanständiges, wenn nicht etwas Unrechtmässiges tun. 

Es wird nirgends wirklich transparent erwähnt, dass die Demokraten diese Option des 
Optimieren des Wahlbezirkzuschnitts selber aktiv betreiben (prominent in Illinois, Maryland, 
Nevada, New Mexico, Oregon), geschweige denn, dass die Demokraten den Begriff 
Gerrymandering historisch prägten. 

Exemplarisch für meine Beanstandung steht die Sequenz: «Einen Grund aber geben sie 
offen zu ...» in welcher ein Senator die Wahlen im Herbst als Grund angibt. Pascal Weber 
will damit wohl suggerieren, etwas Illegitimes aufgedeckt zu haben. ABER: Bei 
Gerrymandering geht es ja genau nur um dies - und das ist auch der einzige Grund, warum 
die Demokraten es betreiben! 

https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/usa-streit-um-gerrymandering-eskaliert?urn=urn:srf:video:0d67b041-b0b7-4779-96a7-f2edce5534e7
https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/usa-streit-um-gerrymandering-eskaliert?urn=urn:srf:video:0d67b041-b0b7-4779-96a7-f2edce5534e7
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Man muss die Hintergründe schon etwas kennen, um die verklausulierten Andeutungen in 
zwei Sätzen deuten zu können («zugunsten einer Partei» und «Die Demokraten versuchen 
dagegenzuhalten»), in welchen das Team offenbar versucht, spitzfindig eine neutrale 
Berichterstattung vorzutäuschen. 

Die Tagesschau und insbesondere Pascal Weber arbeiten sich an den Republikanern und 
insbesondere an Donald Trump ab. Das ist keine neutrale Berichterstattung und verstösst 
gegen das Sachgerechtigkeitsgebot.» 
 
 
Die Redaktion nimmt wie folgt Stellung: 
 
Vorab ist festzuhalten, dass der Beitrag keine «Geschichte des Gerrymanderings» ist, 
sondern die aktuelle Situation in Amerika darstellt: Das, was in den US-Medien als 
«Gerrymandering War» bezeichnet wird, begann mit der Aufforderung von Präsident Donald 
Trump an seine republikanischen Parteikollegen in Texas, die Wahlkreise in ihrem 
Bundesstaat neu zu ziehen – und zwar so, dass den Republikanern 5 zusätzliche Sitze 
zufallen würden.  
  
Siehe dazu z.B. in ABC News: https://www.youtube.com/watch?v=nj2Unh4qXLk  
Donald Trump: «I won Texas, I got the highest vote in the history of Texas (…), and we are 
entitled to five more seats.» 
  
Damit setzte Donald Trump die aktuelle Gerrymandering-Spirale 2025 in Gang. SRF hat 
darüber – und über die entsprechende Gerrymandering-Reaktion der Demokraten – 
berichtet, z.B. hier:  
 

• https://www.srf.ch/news/international/usa/gerrymandering-in-den-usa-parlament-
von-texas-stimmt-wahlkreisaenderung-zu 

• https://www.srf.ch/news/international/usa/6-monate-bis-zwischenwahlen-fuer-
trumps-republikaner-stehen-die-zeichen-auf-sturm 

  
Einen zweiten Push erhielte diese von Trump in Gang gesetzte Spirale mit dem Urteil des 
Obersten Gerichtshofs der USA im Fall Louisiana vs Callais vom 29. April 2026, wonach 
Wahlkreise nicht mehr so gezogen werden dürfen, dass sie gezielt ethnische Minderheiten 
schützen – was von verschiedener Seite als Einschnitt in den «Voting Right Act von 1965» 
betrachtet wird. Diese Vorgeschichte dürfte einem grossen Teil unseres Publikums bekannt 
sein und wurde in der Anmoderation in aller Kürze erwähnt. Wörtlich hiess es dort: «Jetzt 
haben Präsident Trump und der Oberste Gerichtshof eine regelrechte Gerrymandering-Welle 
losgetreten.» 
  
Das war die Ausgangslage des beanstandeten Beitrags. Dieser fokussierte schliesslich 
darauf, die Reaktionen und Aktionen im Bundesstaat Tennessee darzulegen, wo in jener 
Woche die Legislative die Aufteilung des bis dato einzigen von einem Demokraten 
gewonnenen Wahlkreis auf drei andere Wahlkreise beschlossen hatte. 
  

https://www.youtube.com/watch?v=nj2Unh4qXLk
https://www.srf.ch/news/international/usa/gerrymandering-in-den-usa-parlament-von-texas-stimmt-wahlkreisaenderung-zu
https://www.srf.ch/news/international/usa/gerrymandering-in-den-usa-parlament-von-texas-stimmt-wahlkreisaenderung-zu
https://www.srf.ch/news/international/usa/6-monate-bis-zwischenwahlen-fuer-trumps-republikaner-stehen-die-zeichen-auf-sturm
https://www.srf.ch/news/international/usa/6-monate-bis-zwischenwahlen-fuer-trumps-republikaner-stehen-die-zeichen-auf-sturm
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Diese Neuregelung führte in Tennessee zu Vorwürfen von Rassismus und parteiischer 
Vorteilnahme. Den ersten Vorwurf weisen die Republikaner zurück, den zweiten nicht.  
  
Das wird im Beitrag belegt durch die Aussage eines der Urheber dieser Neuziehung der 
Wahlkreise, Staats-Senator John Stevens (Republikaner), der in einem ungeschnittenen 
Soundbite sagt: «There's an election this fall of who's going to control the House of 
Representatives. That's why.» 
  
Eingeführt wird diese Aussage von Staats-Senator Stevens im Beitrag mit dem Satz «Einen 
Grund aber geben die Republikaner offen zu.» Dies, nachdem zuvor derselbe Staats-Senator 
die Anschuldigungen von rassistischen Gründen zurückweisen konnte, indem er sagte, dass 
er nicht wisse, wie sich die Wahlkreise ethisch zusammensetzten.  
  
Wir sehen in diesem Satz («Einen Grund aber geben die Republikaner offen zu») weder eine 
Parteinahme, noch eine Suggestion, sondern eine sprachlich neutrale Überleitung von 
Vorwurf a) Rassismus (den die Angeschuldigten im Beitrag indirekt negieren) zu Vorwurf b) 
der eigenen Partei einen Vorteil im Hinblick auf die Wahlen zu verschaffen (den die 
Angeschuldigten nicht negieren, sondern – wie im Beitrag gesagt – offen zugeben). 
  
Der Beanstander vermutet zudem «verklausulierten Andeutungen» in folgenden Aussagen: 
  

 1. «zugunsten einer Partei» 
Die Aussage findet sich in der Anmoderation. Dort heisst es wörtlich. 
«Im November finden in den USA die "Midterm-Wahlen" statt. Das ganze 
Repräsentantenhaus und rund ein Drittel des Senats werden neu bestellt. Und das 
sogenannte "Gerrymandering", das gezielte Zuschneiden von Wahlbezirken zugunsten einer 
Partei, spielt da eine immer grössere Rolle.» 
Wir können in dieser Formulierung keine «verklausulierte Andeutung» erkennen. Es handelt 
sich um eine sachliche Definition, was «Gerrymandering» bedeutet. 
  

2. «Die Demokraten versuchen dagegenzuhalten.» 
Die Aussage findet sich im In-Statement unseres Korrespondenten Pascal Weber. Vollständig 
lautet dieses: 
«Die Kontrolle im Repräsentantenhaus - und damit die Durchsetzungsfähigkeit von Donald 
Trump - sie stehen auf dem Spiel, das ist der Haupt-Hintergrund dieses Gerrymandering-
Streits. Angestossen hat ihn Präsident Trump, 14 zusätzliche Sitze haben sich die 
Republikaner seitdem auf sich zugeschnitten, die Demokraten versuchen dagegenzuhalten.  
Wohin das führen wird, ist nicht absehbar.» 
Dass Donald Trump die aktuelle Gerrymandering-Spirale angestossen hat, entspricht den 
Tatsachen. Die Aussage «Die Demokraten versuchen dagegenzuhalten» impliziert, dass 
diese mit gleichen Mitteln auf die Aktion von Trump reagieren. Auch das entspricht den 
Tatsachen. Eine «verklausulierte Andeutung» können wir auch hier nicht erkennen. 
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Die beanstandete Berichterstattung war inhaltlich korrekt und sachlich und entspricht damit 
den programmrechtlichen Vorgaben. Wir bitten Sie deshalb, die Berichterstattung nicht zu 
unterstützen. 
 
 
Die Ombudsstelle hält abschliessend fest: 
 
Art. 4 Abs. 2 RTVG verlangt, dass Tatsachen und Ereignisse in Radio- und 
Fernsehprogrammen sachgerecht dargestellt werden, so dass sich das Publikum eine eigene 
Meinung bilden kann. Sachgerecht ist eine Berichterstattung, wenn sie auf wahren Fakten 
beruht, Transparenz über deren Herkunft schafft und das Publikum nicht durch 
Unvollständigkeit oder Übertreibung manipuliert. Art. 4 Abs. 2 RTVG verlangt hingegen keine 
inhaltliche Neutralität im Sinne einer Gleichbehandlung aller Standpunkte in jedem einzelnen 
Beitrag; Vielfalt ist über die Gesamtheit der Berichterstattung herzustellen, nicht in jedem 
einzelnen Beitrag. 

Die beanstandete Definition von Gerrymandering («das gezielte Zuschneiden von 
Wahlbezirken zugunsten einer Partei») ist eine sachlich zutreffende und politisch neutrale 
Umschreibung eines feststehenden Begriffs der amerikanischen Politik. Sie nennt keine 
Partei und enthält keine Wertung. Die Ombudsstelle kann darin keine verklausulierte 
Andeutung erkennen, wie sie der Beanstander vermutet. 

Dass «die Demokraten versuchen, dagegenzuhalten» steht im Zusammenhang mit der 
unbestrittenen Tatsache, dass Präsident Trump die aktuelle Welle parteiischer Wahlkreis-
Neuzuschnitte in Texas ausgelöst hat. US-Präsident Trump weiss, dass die Republikaner im 
November ihre Macht im Repräsentantenhaus verlieren dürften. Er drängte seine Partei 
deshalb in vielen Gliedstaaten zu einem ungewöhnlichen Schritt: einer parteiischen 
Neuziehung der Wahlkreise (Gerrymandering) in der Mitte eines Jahrzehnts. Bisher wurden 
die Wahlkreise jeweils nur zu Beginn eines Jahrzehnts im Rhythmus der Volkszählung und 
auf Basis der Bevölkerungsentwicklung angepasst. 

Als Erstes zog Texas die Wahlkreise im vergangenen Jahr neu. Der Gliedstaat verfügt über 
38 Sitze im Repräsentantenhaus. Bis anhin kontrollieren die Republikaner davon 25. Durch 
die neu gezogenen Grenzen der Wahlkreise erhoffen sich die Konservativen, künftig bis zu 
30 Sitze in Texas zu erobern. Die Demokraten reagierten dann auf das Vorgehen mit 
gleicher Münze: Legitimiert durch Volksabstimmungen, veränderten sie die Wahlkreise in 
Kalifornien und Virginia zu ihrem Vorteil. 

Dieser Sachverhalt wird im Beitrag zutreffend beschrieben und stellt keine einseitige 
Schuldzuweisung dar, sondern hält im Gegenteil fest, dass beide grossen Parteien das 
Instrument einsetzen. 

Der Beanstander moniert, der Satz «Einen Grund aber geben sie offen zu …» suggeriere, die 
Republikaner hätten etwas Illegitimes eingestanden. Aus dem Beitrag zeigt sich aber, dass 
diese Überleitung unmittelbar auf eine vorangehende Sequenz folgt, in welcher Senator 
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Stevens den Vorwurf rassistischer Motive zurückweist. Die Überleitung dient damit 
erkennbar der Unterscheidung zwischen einem bestrittenen Vorwurf (Rassismus) und einem 
unbestrittenen, vom Senator selbst offen genannten Beweggrund (parteipolitischer Vorteil 
bei den Zwischenwahlen). Dass das gezielte Verschaffen eines parteipolitischen Vorteils der 
eigentliche Sinn von Gerrymandering ist, ändert nichts daran, dass die journalistische 
Einordnung – wer diesen Beweggrund offen zugibt und wer nicht – zulässig und sachgerecht 
ist. Eine Suggestion von Unrechtmässigkeit ist in der Formulierung nicht festzustellen. 

Der Vorwurf, die «Tagesschau» und namentlich Pascal Weber würden sich grundsätzlich an 
den Republikanern und an Donald Trump «abarbeiten», lässt sich anhand des vorliegenden, 
konkret beanstandeten Beitrags nicht stützen. Der Beitrag ordnet eine komplexe und in den 
amerikanischen Medien selbst als «Gerrymandering War» bezeichnete Auseinandersetzung 
ein, an der beide Parteien beteiligt sind. Dass der Beitrag den Anstoss dieser aktuellen 
Entwicklung bei Präsident Trumps Initiative in Texas verortet, beruht auf der 
dokumentierten Chronologie der Ereignisse und nicht auf einer politischen Wertung der 
Redaktion. Eine pauschale Voreingenommenheit lässt sich daraus nicht ableiten. 

Ein Verstoss gegen das Sachgerechtigkeitsgebot gemäss Art. 4 Abs. 2 RTVG liegt 
nicht vor. 

Sollten Sie in Erwägung ziehen, den rechtlichen Weg zu beschreiten und an die 
Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) zu gelangen, lassen wir 
Ihnen im Anhang die Rechtsmittelbelehrung zukommen. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 


